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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD zu der Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Siegmar Mosdorf, Dr. ingomar Hauchier, Ernst Schwanhoid, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 13/10103, 13/10995 - 


Politische Antworten auf die wirtschaftliche Globaiisierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Im Gegensatz zur Bundesregierung, die die Globalisierung ini- 
tiativlos weiter treiben läßt, hat die Fraktion der SPD mit ihren 
heute im Deutschen Bundestag diskutierten Großen Anfragen 
zur Globalisierung die Richtung für ein innovatives Konzept 
von verantwortungsvollen und gestaltenden Politikantworten 
auf die wirtschaftliche Globalisierung mit nachstehenden 
Kerngedanken und -elementen vorgegeben: 

Wirtschaft und größere Unternehmen haben die Möglichkeit 
und Freiheit, sich zu globalisieren, bereits wahrgenommen. Der 
Mittelstand braucht hierzu noch Hilfestellungen und Unter- 
stützung. Dafür bieten sich insbesondere auch die neuen Mög- 
lichkeiten der Informations- und Kommunikationstechniken 
an. Gleichfalls muß sich die Politik einen globalen Hand- 
lungsrahmen geben, um ihre Gestaltungsfähigkeit zurückzu- 
gewinnen. Es gilt, Politikantworten insbesondere auf europäi- 
scher und internationaler Ebene zu entwickeln und umgehend 
umzusetzen, die insbesondere die Arbeitslosigkeit bekämpfen 
und gleichzeitig einen vernünftigen zukunftsweisenden Rah- 
men zu effizienter Nutzung der Globalisierungschancen bie- 
ten, auf die die außenwirtschaftsabhängigen deutschen und 
europäischen Volkswirtschaften besonders angewiesen sind. 
Wir Sozialdemokraten sehen in der Globalisierung der Welt- 
wirtschaft große Chancen für die Zukunft des Standorts 
Deutschland und wollen dies auch entschlossen nutzen. 

Wir brauchen dringend eine solche zukunftsorientierende 
Neuorientierung hin zu deutschen, europäischen und interna- 
tionalen Antworten auf die Globalisierung und weg von Apa- 
thie und leerem Aktionismus der Bundesregierung, der die Glo- 
balisierung offenbar über den Kopf gewachsen ist: 

- Die Bundesrepublik Deutschland muß zusammen mit der 
Europäischen Kommission auf internationaler Ebene, , 
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insbesondere gemeinsam mit den Staaten Nordamerikas 
und Ostasiens, zügig und entschieden verbindliche Ver- 
einbarungen zu mehr Wechselkursstabilisierung sowie 
zu Wettbewerbs-, Investitions-, Steuer-, Arbeits- und Um- 
weltstandards entwickeln. Dies wirkt marktöffnend, 
schafft faire Wettbewerbsbedingungen und Arbeitsplätze; 
schädliches Lohn-, Sozial- und Umweltdumping wird ver- 
mieden. 

- Gleichzeitig gilt es, die zumeist in der unmittelbaren Nach- 
kriegsperiode geschaffenen internationalen Regierungsor- 
ganisationen auf europäischer und internationaler Ebene, 
aber auch in Deutschland, mit Blick auf den heutigen Stand 
der Globalisierung zu evaluieren und Neukonzeptionen zur 
Verbesserung ihrer Handlungsfähigkeit im Rahmen der 
nunmehr globalisierten Weltwirtschaft vorzulegen. 

2. Die Bundesregierung betreibt demgegenüber Standortdum- 
ping und schreibt sich neuerdings mit Blick auf den Wahlkampf 
die Wirtschafts- und Standortaussichten schön. Sie hat keine 
Antworten auf die Globalisierung und, wo Ansätze vorhanden 
sind, sind sie halbherzig, kurzfristig angelegt oder wider- 
sprüchlich ohne solide, zukunftsweisende Konzeption. 

Andererseits verkündet die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Globalisierungsanfrage der Fraktion der SPD vollmundig, daß 
die Globalisierung aktive Politikgestaltung über den nationalen 
Rahmen hinaus erfordert. Diese Ankündigung bleibt im Licht der 
Einzelantworten rein deklaratorisch, die Bundesregierung nimmt 
genau diese Funktion international nicht wahr: Sie stellt an ent- 
scheidenden Stellen einseitig die Wichtigkeit des nationalen An- 
satzes heraus (z.B. bei der Beschäftigungspolitik und der Wech- 
selkursstabilisierung) und gibt an anderer Stelle ihre internationale 
Bremserfunktion (z.B. bei Umwelt- sowie Arbeits- und Sozial- 
standards) mehr oder minder unverhohlen zu. Dies gilt auch für 
den Bereich der internationalen Wirtschaftsinstitutionen, wo die 
Bundesregierung dringend erforderliche konzeptionelle Neuori- 
entierungen (z. B. im Bereich der internationalen Banken- und Fi- 
nanzmarktaufsicht) sowie die Stärkung interinstitutioneller Zu- 
sammenarbeit zur Reduktion von Reibungsverlusten und 
Doppelarbeiten nicht aktiv angeht und vielmehr das bisherige ver- 
altete System über den Klee lobt. 

Grob fahrlässig ist, daß der Bundesregierung nach wie vor ein 
nachhaltiges Konzept zur Bekämpfung der Finanzkrisen in Asien 
und neuerdings in Rußland fehlt. Hier schadet sie mangels vor- 
sorgender Politik im Sinne von international verbindlichen und 
auflagenbewehrten Vereinbarungen, z.B. zur wirksamen Banken- 
und Börsenaufsicht, direkt den Interessen der deutschen Außen- 
wirtschaft und der deutschen Steuerzahler, die immer wieder für 
immens teure IWF-Feuerwehrtransaktion zur Kasse gebeten wer- 
den. 

Eine Bundesregierung, die im nächsten Jahr nicht nur die EU-Prä- 
sidentschaft, sondern auch die G8-Präsidentschaft übernimmt, ist 
schon längst zur aktiven Mitgestaltung und Federführung im Be- 
reich gestaltender Antworten zur Globalisierung aufgerufen. Ihre 
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anhaltende Initiativ- und Konzeptionslosigkeit ist ein weiteres Zei- 
chen ihrer aus Selbstblockade und Verbrauchtheit resultierenden 
Handlungsunfähigkeit, die Deutschland schadet. 


Bonn, den 17. Juni 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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